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könnte dies so ausgelegt werden, als ob er mit den ihm zugeordneten Mitteln zufrieden
sei. Da der Zivilschutz keine starken Pressuregroups im Parlament oder in den grossen
Wirtschaftsverbänden besitzt, liegt die Aufgabe zur Propagierung der eigenen Ziele und
Bedürfnisse bei ihm selbst. Der Zivilschutz muss — viel mehr als andere Bereiche
staatlicher Tätigkeit — den Politikern seine Existenznotwendigkeit selbst beweisen.
Auch wenn sich heute jedermann aus Verantwortung zum Staat bei den Begehren
Zurückhaltung auferlegen muss, so darf nicht der Eindruck erweckt werden, als ob dies
aus einer Position der Schwäche oder Gleichgültigkeit heraus geschähe. Unerlässlich
ist, dass die Initiative vom Zivilschutz selbst ausgeht — das heisst von den Ämtern und
den Zivilschutzbünden — und nicht allein auf Aktionen seitens der Politiker abgestellt
wird. Es bieten sich für eine aktive Selbstdarstellung zahlreiche Wege; drei seien hier
abschliessend erwähnt:

1. Im Zusammenhang mit der allgemeinen Zukunftssicherung kann sich der Zivilschutz
als entscheidendes Mittel zum Katastrophenschutz darstellen.

2. Es sollte inskünftig nicht mehr möglich sein, Debatten um die Landesverteidigung
zu führen, ohne den Zivilschutz als wesentliche Säule der Gesamtverteidigung zu
anerkennen und auch entsprechend zu fördern.

3. Demokratie ist nicht zuletzt auch eine Schulung des mündigen Menschen zur Soli-
darität. Dies in der Praxis zu verwirklichen, ist eine der wichtigsten Staatsbürger-
liehen Funktionen des Zivilschutzes.

t/rs

Zwei Meinungsumfragen unter die Lupe genommen
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Im Zusammenhang mit der Behandlung des Berichtes über die Militärausgaben des

Bundesrates, der durch ein sozialdemokratisches Postulat ausgelöst wurde, berief sich
Ständerat Morier-Genoud (soz., VD) auf eine Meinungsumfrage, aus der hervorgehe,
dass das Schweizervolk weitere Einsparungen beim Militär für wünschenswert halte.
Beleuchtet man jedoch diese Untersuchung etwas genauer und zieht man vor allem eine
neuere Meinungsumfrage in Betracht, so bietet sich ein anderes Bild.

Die Meinungsumfrage, auf die sich der sozialdemokratische Standesherr in der März-
session berief, wurde im Februar dieses Jahres bekannt. Bei näherer Betrachtung sind
zur Stichhaltigkeit dieser Untersuchung aber Fragezeichen zu setzen. So ist etwa
angesichts der Verwerfung des IDA-Kredites durch das Schweizervolk kaum anzu-
nehmen, dass — wie dies das vorgelegte Zahlenmaterial ebenfalls glauben machen
will — der Volkswille dahingeht, bei der Entwicklungshilfe am wenigsten Einsparun-
gen vorzunehmen. Analysiert man das Resultat der Volksabstimmung über die Ein-
führung eines zivilen Ersatzdienstes, so kann auch hier festgestellt werden, dass das

wuchtige Nein des Souveräns zum zivilen Ersatzdienst gleichzeitig ein beeindruckendes
Ja zur bewaffneten Landesverteidigung war. Der gleiche Souverän soll nun aber gerade
dort, wozu er sich mit einer nicht wegzuinterpretierenden Deutlichkeit bekannt hat,
am meisten Sparanstrengungen vornehmen wollen?
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Wie fragwürdig die erwähnte Untersuchung ist, zeigt eine neue Umfrage. Im Auftrag
des Vereüzr zw Fört/er»«g c/es WeArav/Zews ««c/ c/er (Zürich) führte
das Institut für Markt- und Meinungsforschung «Isopublic» eine Untersuchung durch,
welche die Meinung der Bevölkerung bezüglich des finanziellen Aufwandes für die
Armee eruieren sollte. Die Untersuchung befasste sich allein mit dem Finanzrahmen
für die Armee. Es wurde folgende Frage gestellt:

«Die Armee will durch ihre Stärke jedem möglichen Gegner zeigen, dass er bei einem

Angriff auf die Schweiz mit zu hohem Aufwand an Zeit, Truppen und Material rechnen
müsste, dass sich ein Angriff auf die Schweiz also nicht lohnt. Kommt es zu einem
Angriff auf die Schweiz, so hat die Armee die Aufgabe, das Land von der Grenze an
zu verteidigen. Sind Sie der Ansicht, dass der Armee zur Erfüllung dieser Aufgaben
heute mit rund 2 % zum Volkseinkommen zu viel, genügend, zu wenig finanzielle
Mittel zur Verfügung gestellt werden?»

Das Resultat war eindeutig:

2 % Jer Vo/feez'w&owîmews ist

zu viel 15 '

genügend 59'

zu wenig 18 '

weiss nicht / keine Antwort 8 '

Dieses Zahlenmaterial belegt deutlich die Unhaltbarkeit der ersten Meinungsumfrage.
Denn wenn 59 % der Gesamtbevölkerung die Militärausgaben als genügend einstufen
und nur 15 % als zu hoch, so lässt sich sagen, dass die Mehrheit der Bevölkerung wei-
tere Einsparungen beim Militär nicht hinzunehmen gewillt ist. Zählt man zudem den
Anteil der «Genügend-» und «Zu-wenig-» Antworten zusammen, so ergibt dies 77 %.
Wer hier noch behauptet, die Mehrheit der Bevölkerung wünsche bei der Armee ver-
mehrte Einsparungen, der spricht unwahr oder stützt sich auf wackeliges Zahlen-
material.

TtffsücWic/? «gewägrad»?

Es stellt sich jedoch die Frage, ob diejenigen, die die Militärausgaben als «genügend»
einstufen, auch recht haben. Denn die tatsächlichen Gegebenheiten sehen nicht derart
rosig aus. Dazu einige Tatsachen:

Noch immer bestehen gravierende Lücken in den Rüstungsbedürfnissen, die sicher
«einmal» geschlossen werden, doch ob diese Schliessung beim gegenwärtigen Finanz-
rahmen zeitgerecht erfolgen kann, ist mehr als fragwürdig.
Wir leisten uns die Aufrechterhaltung dieser Lücken in einer Zeit, da die potentielle
Bedrohung noch nie so massiv vorhanden war. Doch nicht allein das Vorhandensein
einer riesigen Militärmaschinerie im Räume Mitteleuropa sollte uns zu denken geben,
sondern vor allem die Tatsache, dass eine Streitmacht — Warschauer Pakt — genau
diejenige Struktur aufweist, die für eine schnelle Offensive bestimmt ist (die Masse
besteht aus Panzern und motorisierten Infanteriedivisionen mit stärkster Artillerie-
Unterstützung).
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Seit 1965 gingen die Rüstungsausgaben gemessen mit konstanten Preisen um ein
Drittel zurück.
1960 betrug der Anteil der Militärausgaben am Bruttosozialprodukt 3 %, 1977 noch
1,9 %.

1960 betrug der Anteil der Militärausgaben am Gesamtbudget des Bundes 38 %, 1977

noch 18,7 %.

Mit anderen Worten: Die Ausgaben für die militärische Sicherheit gingen genau in
jener Periode zurück, da man wohl weltweit von Entspannung sprach, in Tat und
Wahrheit jedoch hüben und drüben massiv aufrüstete.

Angesichts der Lücken in der materiellen Verteidigungsbereitschaft und der potentiellen
Bedrohung kann das Urteil «genügend» wohl nur aus Zweckoptimismus heraus oder
aber in Unkenntnis der Sachlage entstanden sein.

Was ist z« fan?

Es gilt somit für diejenigen, die dazu berufen sind, intensivere Aufklärung zu betreiben,
denn vermehrte Rüstungskredite haben nur dann eine Chance, wenn das Volk deren

Notwendigkeit begreift. Dazu ist aber mehr Information notwendig. Doch, wer ist

eigentlich zur Informaitonsvermittlung berufen? Es sind dies einmal all diejenigen, die

von ihrer Tätigkeit und von ihrem Wissensstand her dazu in der Lage sind, also bei-
spielsweise Journalisten, Exponenten militärischer Verbände, Offiziere und namentlich
hohe Offiziere. Letzteren erwächst dann allerdings von sozialdemokratischer Seite
regelmässig Kritik. Nun, bis anhin Hessen sie sich dadurch nicht beirren, und es ist zu
hoffen, dass sie auch weiterhin ihre diesbezügliche Verantwortung wahrnehmen werden.
Aufklärung oder eben Nicht-Aufklärung erfolgt aber auch durch Verhaltensweisen der
sogenannten opinion-leaders. Wenn Politiker jahrelang bereit sind, auf Kosten der
Rüstung Sparanstrengungen hinzunehmen, so muss man nicht erstaunt sein, wenn dann
die Bevölkerung, die über weniger Information verfügt, dies als «normal» betrachtet.
Denn wenn man es sich scheinbar erlauben kann, während einem Jahrzehnt Jahr für
Jahr weniger für die Rüstung auszugeben, so liegt der Trugschluss nahe, dass die
Rüstungsausgaben eben zu hoch waren. Es sei zugegeben, dass die Rüstungskredite
in der Regel nun anstandslos die Räte passieren, doch, ist dies ein Beweis dafür, dass
diese Kredite «genügend» sind?

Man hat den Eindruck, dass Kreditbegehren nicht nach dem Grundsatz «was brauchen
wir tatsächlich?» gestellt werden, sondern nach dem Motto «was schluckt das Paria-
ment?», auch dies eine Verhaltensweise, die nicht dazu angetan ist, die breite Bevöl-
kerung auf die tatsächlichen Bedürfnisse aufmerksam zu machen, was dann eben dazu
führt, dass die Militärausgaben mangels Information als «genügend» hingenommen
werden.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Mehrheit der Bevölkerung die
Ausgaben für die Armee wohl als genügend einstuft und nur eine kleine Minderheit
als «zu viel». Dies bedeutet wiederum, dass weitere Einsparungen nicht dem Willen der
Mehrheit entsprechen würden. Das Urteil «genügend» dürfte jedoch kaum aus einer
umfassenden Kenntnis der tatsächlichen Gegebenheiten entstanden sein, da angesichts
der militärpolitischen Lage in Europa und des Standes unserer Rüstung diese Wertung
doch recht optimistisch ist. Es gilt somit für alle dazu Berufenen, vermehrte Auf-
klärungsanstrengungen zu betreiben. Die entscheidungsbefugten Kreise sind zudem
aufgerufen, die Bedürfnisse der Armee am Stand der Rüstung und an der potentiellen
Bedrohung zu messen und nicht an vermeintlich politischer Opportunität.
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